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Antwort 

der Landesregierung 

auf die Große Anfrage 9 
der Fraktion der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/4768 
 
 
 
 

Zukunft des Wohnens und der Wohnquartiere in Nordrhein-
Westfalen 
 
 
 
Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr hat die Große 
Anfrage 9 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Justizministeri-
um, dem Finanzministerium, dem Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mit-
telstand und Handwerk, dem Ministerium für Inneres und Kommunales, dem Ministe-
rium für Arbeit, Integration und Soziales, dem Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz, dem Ministerium für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport, dem Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter sowie dem Ministerium für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien be-
antwortet. 
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Vorbemerkung der Großen Anfrage 
 
Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik ist eine kontinuierliche Aufgabe, die jeweils nach 
den sich wandelnden Entwicklungen und Bedarfslagen neu justiert werden muss. Als ge-
samtstaatliche Aufgabe müssen zu ihrem Gelingen die Kommunen, die Länder und der Bund 
sowie die Wohnungswirtschaft und private Immobilienbesitzerinnen und Immobilienbesitzer 
einen Beitrag leisten. Insbesondere in den eher ländlich geprägten Regionen NRWs ist in 
den kommenden Jahren mit Schrumpfungsprozessen zu rechnen, die zum Teil erhebliche 
Auswirkungen auf die Struktur des örtlichen Wohnungsmarktes und die Werthaltigkeit der 
lokalen Immobilien haben können. 
 
Im Mittelpunkt der sozial orientierten Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik des Landes 
Nordrhein-Westfalen stehen die Bevölkerungsgruppen, die zur Versorgung mit angemesse-
nem und bezahlbarem Wohnraum der Hilfe bedürfen. Über die rein quantitative Versorgung 
hinaus gilt es auch qualitative Standards zu sichern. Parallel hierzu muss eine zukunftsorien-
tierte Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik über die Betrachtung einzelner Wohnungen 
hinaus eine ganzheitliche Quartiersentwicklung mit ansprechendem und bedarfsgerechtem 
Wohnumfeld in den Blick nehmen. Dies gilt sowohl für städtische, wie auch für ländliche 
Wohnquartiere.  
 
Die Fortentwicklung der sozial orientierten Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik steht 
gegenwärtig vor großen Herausforderungen. Sie muss den Erfordernissen des Demographi-
schen Wandels, der Klimaschutzziele und der finanziellen Rahmenbedingungen der öffentli-
chen Haushalte gerecht werden. Sie muss darüber hinaus auch Antworten auf die Entwick-
lung auf dem freien Kapitalmarkt und die Verwahrlosung von Wohnungsbeständen verant-
wortungsloser Wohnungsunternehmen in den Händen von Finanzinvestoren finden. 
 
Eine erfolgreiche Daseinsvorsorge für die Menschen in unserem Land kann nur gelingen, 
wenn mit Hilfe einer präventiven und sozial orientierten Wohnungs- und Stadtentwicklungs-
politik die Lebensqualität der Menschen in den Wohnquartieren im Sinne einer lebenswerten 
ĂHeimat vor der Haust¿rñ gesichert wird.  
 
 

Vorwort der Landesregierung 
 
Nachhaltige Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik als Querschnittsaufgabe 
Wohnen ist für alle Menschen ein zentrales Grundbedürfnis. Es bedeutet mehr als ein Dach 
über dem Kopf. Gutes Wohnen heißt, ein Zuhause, eine Heimat zu haben. Wohnraum muss 
daher nicht nur in ausreichender Menge zur Verfügung stehen, sondern auch den individuel-
len Wohnbedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger entsprechen. Die Wohnungspolitik steht 
bei der Sicherung dieses Bedürfnisses aktuell vor drei großen Herausforderungen.  
 
Es geht darum,  
 

¶ guten und allen Haushalten gemäß ihres Einkommens bezahlbaren Wohnraum auch 
in wachsenden Ballungsgebieten zu sichern,  

¶ den Gebäudebestand und das Wohnumfeld an die Anforderungen des Klimaschutzes 
und der Klimaanpassung sowie des demografischen Wandels anzupassen, 

¶ die Wohnquartiere aufzuwerten und eine soziale Spaltung in den Städten zu vermei-
den. 
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Unsere Städte sind Wissenszentren und Quellen für Wachstum und Innovation, kultureller 
und kreativer Aktivitäten. In ihnen konzentrieren sich historische, kulturelle, soziale und bau-
liche Vielfalt. Gleichzeitig stehen die Städte vor großen Herausforderungen: die Bevölkerung 
wird älter und vielfältiger. Die soziale Spaltung nimmt zu. In einigen Gebieten fehlt preisgüns-
tiger und geeigneter Wohnraum. Andernorts steht Wohnraum leer, weil mit dem demografi-
schen Wandel auch Schrumpfungsprozesse einhergehen. Die Landesregierung unterstützt 
die Städte und Regionen bei der Bewältigung dieser Herausforderungen.  
 
Dazu dient eine vorsorgende, stadtteilorientierte, soziale und ökologische Stadt- und Woh-
nungspolitik. Sie stärkt den Zusammenhalt, wirkt der sozialen Ausgrenzung entgegen und 
verbessert die Aufenthaltsqualität im Wohnumfeld. Dies gelingt, wenn die städtebauliche 
Qualität stimmt, gutes Wohnen sicher und die sozialstrukturelle Vielfalt vorhanden ist. 
 
Eine nachhaltige Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik braucht integrierte quartiersbezo-
gene Handlungsansätze um die komplexen Herausforderungen mit guten Ergebnissen zu 
lösen. Einen Schwerpunkt im Handeln der Landesregierung bildet die Sicherung und Ent-
wicklung lebendiger Wohnquartiere, die den Menschen ein Zuhause bieten. 
 
Wohnungspolitische Initiativen in NRW 
Die Wohnungspolitik in Nordrhein-Westfalen folgt einem Dreiklang von:  
 

¶ Fördern mit verbesserten Förderkonditionen für mehr bezahlbaren Wohnraum, 

¶ Fordern mit erweiterten gesetzlichen Handlungsmöglichkeiten gegen die Vernach-
lässigung von Wohnraum für bezahlbare Mieten und  

¶ Kooperieren in einem Bündnis mit der Wohnungswirtschaft ï bezahlbar, generatio-
nengerecht, energieeffizient. 

 
Wohnraumförderungsprogramm 2014 ï 2017 
Das mehrjährige Wohnraumförderungsprogramm 2014 - 2017 in Hºhe von 3,2 Mrd. ú f¿r die 
restliche Dauer der Legislaturperiode ist ein deutliches Signal an die Investoren und Kom-
munen für die Verlässlichkeit der Wohnraumförderung des Landes. Damit wird die Ausfi-
nanzierung größerer Fördermaßnahmen in den Kommunen über Jahre gesichert und die 
abschnittsweise Umsetzung von Quartierskonzepten mit verlässlichen Förderbedingungen 
erleichtert.  
Im Zeitraum 2014 bis 2017 stehen jªhrlich Fºrderdarlehen in Hºhe von jeweils 800 Mio. ú f¿r 
die soziale Wohnraumförderung bereit. Im Zentrum stehen dabei die Förderung von bezahl-
barem Mietwohnraum, die investive Bestandsförderung und die Quartiersentwicklung. Erwei-
tert wurde die soziale Wohnraumförderung im Jahr 2013 um das Segment des gesamten 
studentischen Wohnungsbaus, sowie um das Teilprogramm zur Förderung von selbstgenutz-
ten Baudenkmalen mit 50 Mio. ú jährlich. 
Wesentliche Ziele des Förderprogramms 2014 ï 2017 sind: 
 

¶ Verlässlichkeit und Kalkulierbarkeit der Förderung durch ein mehrjähriges Programm 
zu sichern,  

¶ die Anreizwirkung der Förderung im aktuellen Marktumfeld, insbesondere durch ver-
besserte Darlehensbeträge und Einsatz von Tilgungsnachlässen zu erhalten, 

¶ und gezielt solche Förderanreize auszuweiten, die wohnungswirtschaftliche Maß-
nahmen der Quartiersentwicklung unterstützen. 
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Liegenschaftspolitik für mehr bezahlbaren Wohnraum 
Das Land erwartet von den Städten und Gemeinden, ihre Möglichkeiten zu nutzen um mehr 
Grundstücke für den geförderten Wohnungsbau zu mobilisieren und geht mit gutem Beispiel 
voran. Nach einem auf Initiative der Koalitionsfraktionen getroffenen Landtagsbeschluss 
 können Grundstücke 
 

¶ unmittelbar auf Grundlage einer gutachterlichen Wertermittlung an Kommunen oder 
kommunale Gesellschaften für die Erfüllung kommunaler Zwecke oder für den geför-
derten Wohnungsbau, 

¶ an Studentenwerke für die Errichtung von Studentischem Wohnraum oder 

¶ in einem Bewerbungsverfahren nach sozialen, städtebaulichen und wohnungspoliti-
schen Kriterien an Investoren im sozialen Wohnungsbau oder an Baugruppen veräu-
ßert werden. 

¶ Des Weiteren sollen in Bedarfsregionen Wohnbaugrundstücke nur mit der Auflage 
verkauft werden, dass in angemessenem Umfang von mindestens 30% geförderter 
Wohnraum errichtet wird. 

 
Wohnungsaufsichtsgesetz 
Mit dem neuen Wohnungsaufsichtsgesetz, das sich aktuell in der parlamentarischen Bera-
tung befindet, werden die Möglichkeiten der Kommunen erweitert, gegen Vermieter vorzuge-
hen, die ihre Wohnungen vernachlässigen, u.a. indem 

¶ Mindeststandards für Wohnraum definiert werden, 

¶ den Gemeinden, die im Wege der Ersatzvornahme Instandhaltungsarbeiten über-
nehmen, per Gesetz eine öffentliche Last am Grundstück eingeräumt wird, 

¶ Maßnahmen gegen Überbelegung ergriffen werden können. 
 

Ziel des Gesetzes ist es, Missstände, vor allem in Problemimmobilien, zu beseitigen. 
 
Kappungsgrenzenverordnung und Mietpreisbremse 
Auf angespannten Wohnungsmärkten müssen die Mieten bezahlbar bleiben. Durch das am 
1. Mai 2013 in Kraft getretene Mietrechtsänderungsgesetz, wurde in § 558 Absatz 3 BGB die 
Möglichkeit geschaffen, die Kappungsgrenze bei der Anpassung von bestehenden Mietver-
trägen an die ortsübliche Vergleichsmiete auf 15 % zu begrenzen. Entsprechende Rechts-
verordnungen können die Länder für Regionen mit Wohnungsknappheit erlassen.  
Die Landesregierung hat auf der Grundlage eines Gutachtens eine Verordnung erarbeitet, in 
der 59 Kommunen bestimmt werden, in denen die Miete in laufenden Verträgen nur noch um 
15% innerhalb von 3 Jahren angehoben werden kann. Die Verordnung befindet sich derzeit 
in der Abstimmung und wird voraussichtlich im Frühjahr in Kraft treten. 
In der Koalitionsvereinbarung auf Bundesebene ist vorgesehen, in derartigen Gebieten auch 
eine Begrenzung der Wiedervermietungsmieten auf einen Wert von 10 % oberhalb der orts-
üblichen Vergleichsmiete zu ermöglichen. Sobald die bundesrechtlichen Voraussetzungen 
vorliegen, soll eine entsprechende Verordnung zur Begrenzung der Wiedervermietungsmie-
ten erlassen werden. 
 
Gesetz über Immobilien- und Standortgemeinschaften (ISSG NRW) 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung sieht eine Erweiterung des Anwendungsbereiches 
für Immobilien- und Standortgemeinschaften vor. Der Anwendungsbereich des Gesetzes 
beschränkt sich bisher auf Innenstädte und Stadtteilzentren. Nach dem Gesetzentwurf kön-
nen in Zukunft private Initiativen auch in anderen Gebieten ermöglicht werden, d. h. insbe-
sondere auch in Wohngebieten und in Gewerbegebieten. In Zukunft wird in allen Quartieren 
die grundsätzliche Möglichkeit zur Gründung einer gesetzlichen Immobilien- und Standort-
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gemeinschaften gegeben sein. Wohnungseigentümer können somit im Rahmen einer ge-
setzlicher Regelungen zu einer Aufwertung der Quartiere beitragen. 
 
Bündnis für Wohnen 
Um die gegenwärtigen wohnungspolitischen Aufgaben gemeinsam zu lösen, hat das Land 
im März 2013 mit den drei Verbänden der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ein ĂB¿ndnis 
für Wohnen ï bezahlbar, generationsgerecht, energieeffizientñ gegr¿ndet mit dem Ziel,  
 

¶ situationsadäquate Beiträge in einem konstruktiven Dialog zwischen den Beteiligten 
zu erarbeiten,  

¶ sich gemeinsam auf messbare Qualitätsziele hinsichtlich Bezahlbarkeit, Generatio-
nengerechtigkeit und Energieeffizienz zu verständigen und 

¶ Rahmenvereinbarungen zwischen dem MBWSV und den Verbänden zur Erreichung 
dieser Ziele abzuschließen. 

 
 

I. Situation 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die gegenwärtige Situation 

auf den Wohnungsmärkten in Nordrhein-Westfalen vor und wie werden diese be-
wertet? 
 

2. Welche großen Trends lassen sich erkennen? 
 

3. Wie ist die Situation des Wohnungsmarktes bezogen auf die unterschiedlichen 
einzelnen Wohnungsmarktregionen des Landes zu bewerten? 
 

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1-3 zusammen beantwortet: 
 
Die Entwicklung auf den Wohnungsmärkten in Nordrhein-Westfalen ist durch große Unter-
schiede und teilweise auch gegenläufige Trends geprägt. Während die meisten Städte ent-
lang des Rheins sowie die meisten Universitätsstädte einen verstärkten Wohnungsmangel 
aufweisen, steigt in anderen Regionen des Landes, wie beispielsweise in vielen Ruhrge-
bietsstädten und Kreisen Süd- und Ostwestfalens, die von schrumpfenden Bevölkerungs- 
und Haushaltezahlen geprägt sind, die Zahl der Wohnungsleerstände. 
Die von der Landesregierung mit der Durchführung der landesweiten Wohnungsmarktbe-
obachtung beauftragte NRW.BANK erstellt jährlich den aktuellen Wohnungsmarktbericht, in 
dem alle wichtigen Entwicklungen detailliert analysiert und dargestellt werden. Zudem wer-
den wechselnde thematische oder regionale Schwerpunktanalysen veröffentlicht. Diese so-
wie weitere Publikationen der NRW.BANK sind zugänglich unter folgender Internetadresse: 
http://www.nrwbank.de/de/corporate/Publikationen/Publikationsinhaltsseiten/publikationen_wohnungs
marktbeobachtung.html 

 
Um über die rückblickende Beobachtung der Wohnungsmärkte hinaus Erkenntnisse über die 
voraussichtlichen Entwicklungen ï etwa die Auswirkungen des demografischen Wandels auf 
die regionalen Wohnungsmärkte ï zu gewinnen, hat die Landesregierung zuletzt im Jahr 
2010 das Gutachten zur Entwicklung der quantitativen und qualitativen Neubaunachfrage auf 
den Wohnungsmªrkten in NRW bis 2030 des Instituts Ăempirica Forschung und Beratungñ in 
Auftrag gegeben und veröffentlicht. Die Ergebnisse sind seinerzeit ausführlich im zuständi-
gen Ausschuss des Landtags vorgetragen und erörtert worden. Das Gutachten ist ebenfalls 
vollständig öffentlich zugänglich unter folgender Internetadresse: 
http://www.mbwsv.nrw.de/service/downloads/Wohnen/Gutachten_zur_Ver__nderung_der_Wohnungs
nachfrage/index.php 

http://www.nrwbank.de/de/corporate/Publikationen/Publikationsinhaltsseiten/publikationen_wohnungsmarktbeobachtung.html
http://www.nrwbank.de/de/corporate/Publikationen/Publikationsinhaltsseiten/publikationen_wohnungsmarktbeobachtung.html
http://www.mbwsv.nrw.de/service/downloads/Wohnen/Gutachten_zur_Ver__nderung_der_Wohnungsnachfrage/index.php
http://www.mbwsv.nrw.de/service/downloads/Wohnen/Gutachten_zur_Ver__nderung_der_Wohnungsnachfrage/index.php
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Aktuell liegen durch die im Rahmen des europaweiten Zensus 2011 durchgeführte Gebäude- 
und Wohnungszählung einige Daten vor, die allerdings durch systematische Veränderungen 
mit früher erhobenen Daten entweder gar nicht oder nur bedingt vergleichbar sind. Zudem 
sind aktuell erst einige wenige Daten aus dem Zensus verfügbar, etwa die Anzahl der Bevöl-
kerung oder auch die ermittelten Leerstandsquoten, während andere wichtige Erkenntnisse, 
wie z. B. die Zahl der Haushalte noch nicht veröffentlicht wurden.  
Vor diesem Hintergrund können aktuellere Aussagen über die voraussichtliche Weiterent-
wicklung der Wohnungsmärkte noch nicht auf der Basis der Zensusdaten getroffen werden, 
sondern nur auf der Basis früherer Veröffentlichungen von IT.NRW wie z. B. die Bevölke-
rungsvorausberechnung und die Haushaltemodellrechnung aus dem Jahr 2011 oder aus den 
von der Landesregierung in Auftrag gegebenen Wohnungsmarktstudien.  
Um die Situation und die voraussichtliche Entwicklung mit ihren Trends zu verdeutlichen, 
werden im Folgenden die wichtigsten Aspekte der Wohnungsmarktentwicklung beschrieben, 
grafisch dargestellt und bewertet. Für detailliertere und weiterführende Themen wird auf die 
genannten Veröffentlichungen verwiesen. 
 
Wohnungsangebot in Nordrhein-Westfalen 
2011 wurde im Rahmen des Zensus auch eine Gebäude- und Wohnungszählung durchge-
führt. Die ersten ï vorläufigen ï Zahlen, die von IT.NRW noch in diesem Jahr mit der ermit-
telten Zahl der Haushalte abgeglichen, ggf. korrigiert und veröffentlicht werden, zeigen ähn-
lich wie bei der Bevölkerung Abweichungen zu den bisherigen Bestandsstatistiken, allerdings 
nach oben: Anders als erwartet weist der Zensus mehr Wohnungen aus, als bisher in der 
Statistik geführt ï bei der letzten Volkszählung 1987 war es noch umgekehrt. 
So gab es laut Zensus in Nordrhein-Westfalen zum Stichtag 9. Mai 2011 in 3.902.300 Ge-
bäuden rund 8.883.400 Wohnungen ï 265.100 Wohnungen bzw. 3 % mehr als angenom-
men. Den größten Unterschied gibt es bei Wohnungen in Büro-, Anstalts-, Fabrik- und sons-
tigen Betriebsgebäuden: Hier zählte der Zensus 305.600 statt der bisher bekannten 139.600 
(+119 %); bei Wohngebäuden war die Abweichung mit 99.000 Wohnungen eher marginal 
(+1 %). 
Deutlich mehr Wohnungen weisen vor allem die ländlich strukturierten Kreise außerhalb der 
Stadtregionen. Vermutet wird, dass gerade die kleineren Kommunalverwaltungen personell 
nicht in der Lage sind, umfassend nachzuhalten, ob Bauvorhaben fertig gestellt und die Mel-
dungen an das statistische Landesamt gegangen sind.  
Weniger Wohnungen als erwartet gibt es in den Städten Krefeld, Mülheim an der Ruhr, Es-
sen, Gelsenkirchen, Hagen und sowie einigen ländlichen Gemeinden. Hier wurden möglich-
erweise Abrisse, Zusammenlegungen und Nutzungsänderungen nicht ausreichend erfasst.  
 
Wohnungsleerstände 
Ein wesentlicher Indikator für die Beschreibung der aktuellen Lage auf den Wohnungsmärk-
ten in den Regionen Nordrhein-Westfalens ist der Wohnungsleerstand. Durch die Gebäude- 
und Wohnungszählung 2011 liegen für den Stichtag 09.05.2011 erstmals einheitlich ermittel-
te offizielle Leerstände für alle Gemeinden in Nordrhein-Westfalen vor. Ermittelt wurde hier 
die Zahl der nicht bewohnten Wohnungen, für die auch kein Mietvertrag vorliegt. 
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Aktuelle Leerstandsquote in den Gemeinden Nordrhein-Westfalens 

 

Quelle: IT.NRW, Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungszählung am 09.05.2011 
Darstellung MBWSV Ref. IV 3 
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Bei den kreisfreien Städten weist die Stadt Münster mit 1,7 % die geringste Leerstandquote 
auf. Unter 3 % liegt der Leerstand auch in Bonn, Köln, Aachen, Leverkusen und Düsseldorf. 
In diesen Städten der Rheinschiene ist der Wohnungsmarkt deutlich angespannt. Leerstand-
quoten über 4 % in kreisfreien Städten weisen auf strukturelle marktbedingte Leerstände hin. 
Dies betrifft mit Solingen, Wuppertal und Remscheid alle bergischen Großstädte sowie er-
wartungsgemäß auch die meisten Ruhrgebietsstädte (Dortmund, Oberhausen, Hamm, Es-
sen, Herne, Gelsenkirchen sowie Hagen, das mit 7 % den Spitzenwert aller kreisfreien Städ-
te aufweist.) 
Auch bei den Kreisen zeigt sich das erwartete Bild: Mit deutlich unter 3 % weisen die ge-
ringsten Leerstandquoten die Kreise des nördlichen und westlichen Münsterlands Borken, 
Coesfeld und Steinfurt sowie die Niederrheinkreise Neuss, Kleve und Wesel auf.  
Überdurchschnittliche Leerstände finden sich dagegen im nördlichen und östlichen Ostwest-
falen (Minden-Lübbecke, Herford, Höxter, Lippe), in den Ruhrgebietskreisen (Recklinghau-
sen und Ennepe-Ruhr-Kreis) sowie in den südwestfälischen Kreisen (Siegen-Wittgenstein, 
Hochsauerland (HSK), Märkischer Kreis (MK)). In den letztgenannten Kreisen liegen die 
Spitzenwerte aller Kreise (HSK 4,9 %; MK 5,3 %). Hier machen sich Leerstände bereits 
durch Vermarktungsprobleme und z. T. erhebliche Wertverluste auch bei Ein- und Zweifami-
lienhäusern bemerkbar.  
 
Mieten- und Immobilienpreisentwicklung 
Entscheidend für Haushalte, die eine Wohnung suchen, ist der Preis, zu dem Wohnungen 
auf dem Markt angeboten werden.  
Die regionale Differenzierung der Miethöhen zeigt dabei das charakteristische Bild innerhalb 
der Gemeinden Nordrhein-Westfalens. Während die Rheinschiene und die wachsenden Uni-
versitätsstädte ein sehr hohes Niveau aufweisen, bleiben insbesondere in den stagnierenden 
oder schrumpfenden Gemeinden z. B. Westfalens und der Eifel die Angebotsmieten auf ver-
gleichsweise niedrigem Niveau.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5609 

 
 

9 

Mittlere Miete von Wohnungsangeboten im Internet

 

      Quelle: Empirica-Preisdatenbank 
Darstellung: NRW.BANK 

 

 

Bei der Analyse der Preisentwicklung der letzten Jahre zeigt sich ein uneinheitlicheres Bild, 
bei dem wiederum die stärksten Preissteigerungen insbesondere in den wachsenden Regio-
nen und Städten zu beobachten sind.  
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Entwicklung der mittleren Miete von Wohnungsangeboten von 2009 bis 2012 

 

      Quelle: Empirica-Preisdatenbank 
      Darstellung: NRW.BANK 

 

Bei einer Betrachtung von Preisentwicklungen muss allerdings beachtet werden, dass die 
dargestellten Steigerungen auch darin ihre Ursachen finden können, dass z. B. mehr Woh-
nungen in besseren Lagen oder neuere Wohnungen angeboten wurden. Dies könnte ein 
Grund für eher überraschende Preissteigerungen z. B. in einigen Gemeinden Südwestfalens 
sein. Ein landesweiter Preisindex, der solche Verzerrungen vollständig bereinigt, wäre wün-
schenswert, ist jedoch derzeit nicht verfügbar.   
Die Preise für gebrauchte Eigentumswohnungen sowie für gebrauchte Eigenheime liegen 
aufgrund der geringeren Anzahl der Angebote nicht für alle Gemeinden, sondern nur auf der 
Ebene der Kreise und kreisfreien Städte vor. Auch hier spiegelt sich die bekannte Differen-
zierung im Preisgefälle zwischen den Wohnungsmarktregionen in Nordrhein-Westfalen. Es 
zeigen sich die Folgen von Bevölkerungs- und Haushaltewachstum durch eine entsprechen-
de Wohnungsnachfrage. 
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Mittlerer Preis von Internet-Angeboten für gebrauchte Eigentumswohnungen 2012 

     

Quelle: Empirica-Preisdatenbank 
Darstellung: NRW.BANK 
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Mittlerer Preis von Internet-Angeboten für gebrauchte Eigenheime 2012 

 

     Quelle: Empirica-Preisdatenbank 
      Darstellung: NRW.BANK 

 

 

Angebot preisgebundener Mietwohnungen  
Zum Jahresbeginn 2013 betrug die Bestandszahl preis- und belegungsgebundener Woh-
nungen in Nordrhein-Westfalen 513.901. 
Die NRW.BANK hat zuletzt im Jahr 2012 eine Neuberechnung der voraussichtlich auslau-
fenden Bindungen im geförderten Mietwohnungsbestand vorgelegt. Sie kommt in ihrer Be-
rechnung zu dem Ergebnis, dass im Zeitraum bis zum Jahr 2040 insgesamt 38 % der sozia-
len Bindungen weggefallen sein werden. Sowohl außerplanmäßige Rückzahlungen als auch 
die planmäßige Tilgung der Förderdarlehen beeinflussen diese Entwicklung.  
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Bestandsentwicklung durch außerplanmäßige Rückzahlungen 
Zum Jahresende 2012 befanden sich rund 17 % aller preisgebundenen Wohnungen in der 
Nachwirkungsfrist. Diese beträgt maximal zehn Jahre. Entsprechend werden die Sozialbin-
dungen dieser Wohnungen spätestens im Jahr 2022 enden. Allein hierdurch sinkt der preis-
gebundene Wohnungsbestand in Nordrhein-Westfalen also um rund 17 %. 

 
Bestandsentwicklung insgesamt 
Im Ergebnis der Fortschreibung wird der preisgebundene Mietwohnungsbestand in Nord-
rhein-Westfalen bereits bis zum Jahr 2025 um ein gutes Viertel auf rund 381.000 Wohnun-
gen zurückgehen (entspricht 74 % des Bestandes 2013). Im Jahr 2040 werden nur noch 
rund 318.000 Wohnungen Mietpreis- und Belegungsbindungen unterliegen (62 %), wenn hier 
kein entsprechender Neubau erfolgt. 
 
 

Entwicklung des Bestands an preisgebundenen Mietwohnungen in NRW bis 2040 

 

Die Karte zeigt den im Jahr 2040 verbliebenen Anteil des heutigen preisgebundenen Woh-
nungsbestands in den Gemeinden. In knapp der Hälfte der Kommunen wird die Zahl der 
Sozialwohnungen auf weniger als 60 % des heutigen Bestandes zurückgehen. Mit Blick auf 
die Wohnraumversorgung der Haushalte im unteren Einkommensbereich wird dies insbe-
sondere in den Gemeinden problematisch, die bereits heute angespannte Wohnungsmärkte 
aufweisen und für die auch für die nächsten 20 Jahre mit einem weiteren Zuwachs an Haus-
halten gerechnet wird. In fast allen kreisfreien Städten und Kreisen hätten ï mit leichten Un-
terschieden ï etwa die Hälfte aller Haushalte Anspruch auf Grund ihrer Einkommenssituation 
auf einen Wohnberechtigungsschein, wenn sie diesen beantragen würden. Dies betrifft ins-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5609 

 
 

14 

besondere die Städte der Rheinschiene und Münster, sowie die Kreise entlang der Grenze 
zu den Niederlanden. In den hochpreisigen Kommunen haben über 40 % der Haushalte eine 
Mietkostenbelastung von teilweise deutlich über 30 % ihres Haushaltsnettoeinkommens be-
zogen auf die Bruttokaltmiete. 
Der Verlauf der Entwicklung bis 2040 wird in den Kommunen unterschiedlich ausgeprägt 
sein. Einige Kommunen werden bereits in den nächsten 10-15 Jahren deutliche Rückgänge 
spüren. So werden bis 2025 insbesondere in Dortmund, Hagen und dem Ennepe-Ruhr-
Kreis, dem Rheinisch-Bergischen Kreis, in den Kreisen entlang der niederländischen Grenze 
sowie in einigen kleineren Gemeinden überdurchschnittlich viele Sozialbindungen wegfallen.  
 
 

Entwicklung des Bestands an preisgebundenen Mietwohnungen in NRW bis 2025 

 

 

Kompensation des Bestandsrückgangs durch neue Förderung 
Dem hier dargestellten Rückgang an preisgebundenen Wohnungen steht der jährliche Be-
standszuwachs durch die Fördertätigkeit gegenüber. Dieser wird den Wegfall an Sozialbin-
dungen in Teilen kompensieren. Da nicht absehbar ist, wie viele neue preisgebundene Woh-
nungen pro Jahr in welchen Gemeinden entstehen, kann dieser Zuwachs nicht in der Be-
standsfortschreibung berücksichtigt werden. 
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Wohnungsnachfrage  
Bevölkerungsentwicklung 
Nach dem Zensus 2011 lebten mit 17,842 Mio. Menschen zum Stichtag 9. Mai 2011 knapp 
300.000 Personen weniger in Nordrhein-Westfalen als durch die offizielle Fortschreibung 
beim statistischen Landesamt IT.NRW zum Stand 31. Dezember 2011 ermittelt. Um Entwick-
lungen feststellen zu können, wird das Land beide Zahlen für einen Übergangszeitraum fort-
schreiben und veröffentlichen. 
Im Wohnungsmarktbericht 2013 hat die NRW.BANK die Bevölkerungsgewinne und -verluste 
im Durchschnitte der letzten 3 Jahre auf der Ebene der Gemeinden veröffentlicht. 

 
Quelle: IT.NRW  
Darstellung: NRW.BANK, Wohnungsmarktbericht NRW 2013 

 

Insgesamt verzeichnete Nordrhein-Westfalen im Jahr 2012 zum ersten Mal seit 10 Jahren 
einen Bevölkerungszuwachs, auch wenn dieser nur geringfügig ausfiel. Das Geburtendefizit, 
also die Differenz zwischen Sterbefällen und Geburten, war zwar mit 47.900 Personen im 
Jahr 2012 so hoch wie noch nie. Der seit 2010 positive Wanderungssaldo konnte mit 
53.500 Personen im Jahr 2012 dieses Defizit überkompensieren. Zu beachten ist, dass das 
Geburtendefizit nicht alle Städte und Gemeinden betraf. So lag die Geburtenrate in den 
Großstädten Münster, Köln, Bonn und im Kreis Paderborn über der Sterberate. Ebenso fiel 
der Wanderungssaldo regional sehr unterschiedlich aus. So war der Wanderungssaldo für 
fast alle Großstädte durchschnittlich in den letzten 3 Jahren positiv, aber negativ für die 
meisten Gemeinden und Städte des östlichen Ostwestfalens, des Siegerlandes, des Sauer-
landes und des östlichen Bergischen Landes. Damit wird deutlich, dass eine verstärkte Zu-
wanderung aus dem Ausland vorwiegend in die ohnehin eher engeren Wohnungsmärkte 
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stattfindet und somit zumindest in Südwestfalen und Ostwestfalen-Lippe nicht zu einer Re-
duzierung wachsender Leerstände in von Wohnungsüberangeboten beitragen kann.  
 
 

Wanderungsgewinne und -verluste gegenüber dem Ausland 
(Summe der letzten Jahre 2010 - 2012) 

              

   Quelle: IT.NRW  
   Darstellung:  NRW.BANK, Wohnungsmarktbericht NRW 2013 

 
Entwicklung der Zahl der Haushalte 
Anzahl und Größenstruktur der Haushalte sind der maßgebliche Faktor für die Wohnungs-
nachfrage. Die wichtigsten Entwicklungen und die aktuelle Haushalteprognose von IT.NRW 
wurden im Wohnungsmarktbericht NRW 2012 der NRW.BANK dargestellt: da es immer 
mehr Alleinstehende gibt (2012: 39 % aller Haushalte), nimmt die Zahl der Haushalte trotz 
rückläufiger Bevölkerung in vielen Regionen weiter zu. Auch 2012 wuchs auf Landesebene 
die Haushaltszahl nach der Hochrechnung auf Basis des jährlichen Mikrozensus. Diese Ent-
wicklung soll landesweit mindestens bis zum Jahr 2020 anhalten. Allerdings werden derzeit 
aktuellere und umfassendere Haushaltsdaten aus dem Zensus errechnet, die noch nicht 
veröffentlicht sind. Auf dieser Basis wird IT.NRW voraussichtlich im Jahr 2015 eine neue 
Prognose der Haushalteentwicklung erarbeiten, die wiederum Basis für eine aktualisierte 
Untersuchung der Wohnungsmarktperspektiven sein kann. 
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Voraussichtliche Entwicklung der Anzahl der Haushalte in den Kreisen und  
               kreisfreien Städten Nordrhein-Westfalens 2010 bis 2030 

       
 
Quelle: IT.NRW, Ergebnisse der Haushaltemodellrechnung 2011, Trendvariante 
Darstellung: MBWSV Ref. IV 3 

 

Nach den Ergebnissen der Modellrechnung 2011 von IT.NRW wird voraussichtlich von 2010 
auf 2030 die Zahl der Haushalte in über der Hälfte der Kreise und kreisfreien Städte von 
Nordrhein-Westfalen um bis über 5 % sinken, während in den übrigen Teilen des Landes die 
Zahl der Haushalte um bis zu 10 % steigen wird bzw. sogar um über 10 % in Münster, Köln 
und Bonn. Von einer sinkenden Zahl der Haushalte mit über 5 % besonders betroffen sind 
der Kreis Lippe, das östliche Ostwestfalen, das Sauerland, das Bergische Land, das westli-
che Ruhrgebiet und Mönchengladbach. 

 
Entscheidend dafür, welche Wohnungen, insbesondere welche Wohnungsgrößen nachge-
fragt werden, ist - neben der Kaufkraft ï die Größe der Haushalte. Während in den kommen-
den beiden Dekaden die Zahl der 1- und 2-Personen-Haushalte insgesamt und auch in den 
meisten Regionen Nordrhein-Westfalens noch deutlich zunehmen wird, sinkt die Zahl der 3- 
und Mehrpersonenhaushalte dramatisch. Damit ist absehbar, dass die pro Person in An-
spruch genommene Wohnfläche weiter steigen wird. Gleichzeitig dürfte die Nachfrage nach 
kleineren bezahlbaren Wohnungen deutlich zunehmen.  

 
Für die wachsenden kreisfreien Städte gilt darüber hinaus, dass für sie, gegen den landes-
weiten Trend, mehr Personen im Alter der Familiengründungsphase prognostiziert werden. 
Wanderungsumfragen zu Folge wollen etwa die Hälfte derer, die aus einer Großstadt hinaus 
ziehen, eigentlich in der Stadt bleiben, haben aber aus unterschiedlichen Gründen nicht das 
passende Angebot gefunden. Hier spielt der im Verhältnis zum städtischen Umland deutlich 
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geringere und preislich relevante Anteil an familiengeeigneten Wohnungen eine Rolle. Im 
Sinne einer Wegelänge minimierenden und klimagerechten Siedlungsentwicklung im Kontext 
einer geringeren Führerschein- und PKW-Erwerbsneigung jüngerer Bevölkerungsgruppen 
sollten die stadtgeneigten Haushalte mit einem entsprechenden Wohnungsangebot in der 
Stadt gehalten werden. 
 

Voraussichtliche Entwicklung der Haushaltsgrößen in den Kreisen und 
kreisfreien Städten Nordrhein-Westfalens 2010 bis 2030 
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Nachfrage nach preisgebundenen Mietwohnungen 
Die Nachfrage nach preisgebundenen Mietwohnungen wird jährlich fortgeschrieben und von 
der NRW.BANK im Bericht über den Preisgebundenen Wohnungsbestand veröffentlicht. Der 
letzte Bericht über das Jahr 2012 wies insgesamt 101.300 Haushalte mit rund 
213.000 Personen in Nordrhein-Westfalen als wohnungssuchend aus. Dies waren fast aus-
schließlich Haushalte der Einkommensgruppe A. Zum Personenkreis der Einkommensgrup-
pe B zählen lediglich 2.300 Haushalte, also nur etwa 2 %. Die Zahl der wohnungssuchenden 
Haushalte ist gegenüber dem Vorjahr insgesamt um gut 2 % zurückgegangen. 
Mit insgesamt rund 47.000 Haushalten bzw. einem Anteil von 46 % stellen die Alleinstehen-
den unter den wohnungssuchenden Haushalten die größte Gruppe. Zwei-Personen-
Haushalte sind mit 24.400 Haushalten bzw. 24 % die zweitgrößte Gruppe. Damit suchen 
rund 70 % der Haushalte eher kleinere Wohnungen von bis zu 65qm 
Im Vergleich aller Haushalte in Nordrhein-Westfalen sind die Single-Haushalte unter den 
Wohnungssuchenden deutlich überrepräsentiert. Auch die großen Haushalte mit drei und 
mehr Personen sind überdurchschnittlich oft wohnungssuchend, während die Zwei-
Personen-Haushalte unterrepräsentiert sind. 
 
Eine leicht steigende Tendenz besteht weiterhin auch beim Anteil an älteren Ein- und Zwei-
personenhaushalten unter den Wohnungssuchenden. Eine Trendwende ist vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Alterung der Gesellschaft nicht anzunehmen.  
Der Prozentsatz der Haushalte, die sich in einem Jahr als neu wohnungssuchend melden, ist 
in den Kommunen des Landes erwartungsgemäß sehr unterschiedlich. Der Landesdurch-
schnitt liegt bei 1,2 % aller Haushalte. In 50 Kommunen liegt der Anteil über dem Landes-
durchschnitt. Das betrifft insbesondere Gemeinden mit angespannten Wohnungsmärkten wie 
z.B. die Universitätsstädte Aachen und Münster und die Kommunen der Rheinschiene, aber 
auch Teile des Ruhrgebiets und regionale Zentren wie Paderborn und Soest. 
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Anteil der wohnungssuchenden Haushalte an allen Haushalten 2012 
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            Vermittlungsquote 

 

 
 
In den westlich gelegenen ländlichen Kommunen und in den Ballungsregionen ist der 
Anteil wohnungssuchender Haushalte deutlich höher als in den ländlichen Gebieten 
des Sauer- und Siegerlandes sowie Ostwestfalens. In diesen räumlichen Mustern spiegeln 
sich vor allem die regional unterschiedlichen Miethöhen und Wohnkostenbelastungen der 
Haushalte. In den Regionen mit höheren Mieten und/oder höheren Anteilen Haushalte mit 
geringer Finanzkraft sind mehr Haushalte auf der Suche nach einer preisgebundenen Woh-
nung. 
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Vermittlungsquote

Keine Vermittlung  (16)

bis 50,00%   (79)

50,01%  bis 75,00%   (51)

75,01%  und mehr  (67)

NRW.BANK 2013
Durchschnitt NRW: 49,34

36 Zuständige Stellen meldeten Vermittlungsquoten von 100%
und mehr.
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Vermittlungsquote wohnungssuchender Haushalte 2012 
Ein wichtiger Indikator zur Bewertung der Wohnungsmarktlage ist das Verhältnis von Nach-
frage und Angebot im preisgebundenen Marktsegment ï also das Verhältnis zwischen der 
Anzahl der nachgefragten Wohnberechtigungsscheine zu den tatsächlich neu vermittelten 
preisgebundenen Mietwohnungen. Insgesamt konnten in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2012 
rund 49 % der 101.300 wohnungssuchenden Haushalte eine preisgebundene Wohnung be-
ziehen. Damit blieb die Vermittlungsquote landesweit stabil. 
Unterdurchschnittliche Vermittlungsquoten finden sich vor allem in der Rheinschiene, in 
Münster und Bielefeld. Besonders hohe Vermittlungsquoten von 75 % und mehr werden vor 
allem in der östlichen Landeshälfte, d.h. im Sieger- und Sauerland, in Teilen Ostwestfalen-
Lippes sowie des Münsterlandes erzielt. 
Unterdurchschnittliche Vermittlungsquoten weisen in vielen Fällen auf Marktanspannungen 
im unteren Preissegment hin. Insbesondere in Bonn, Köln und Düsseldorf sowie einigen an-
grenzenden Kommunen, in Mönchengladbach und Teilen der Städteregion Aachen konnte 
nur weniger als jeder dritte wohnungssuchende Haushalt in sozialen Mietwohnraum vermit-
telt werden. Hier wird die angespannte Situation im preisgebundenen Segment durch die 
Anspannung im freifinanzierten unteren bis mittleren Segment verstärkt. 
 

Zukünftige Entwicklungen auf den Wohnungsmärkten 
Mit dem Gutachten zur Entwicklung der quantitativen und qualitativen Neubaunachfrage auf 
den Wohnungsmªrkten in NRW bis 2030 des Instituts Ăempirica Forschung und Beratungñ ist 
deutlich geworden, dass die Nachfrage nach neu gebauten Wohnungen sowohl demogra-
fisch - durch einen Zuwachs an Haushalten - als auch qualitativ - weil das vorhandene An-
gebot den Wohnwünschen der Nachfragenden nicht entspricht - bedingt sein kann. Für die 
Marktentwicklung ist diese Unterscheidung von größter Bedeutung, da eine aus qualitativen 
Gründen realisierte Neubaunachfrage immer einen Wohnungsüberhang an anderer Stelle 
erzeugt ï es sei denn, der Überhang wird durch Abriss oder Nutzungsänderung dem Woh-
nungsmarkt entzogen. Die von empirica vorausberechnete Entwicklung zeigt, dass die Mark-
tentwicklung bis 2030 voraussichtlich weiterhin äußerst unterschiedlich verlaufen wird.  
So stehen die Akteure in einigen Regionen vor allem vor der Herausforderung, die schrump-
fenden Haushaltezahlen und eine entsprechend geringere Gesamtwohnungsnachfrage zu 
verbinden mit der gleichwohl erforderlichen qualitativen Weiterentwicklung des Wohnungs-
angebots sowie der Wohnquartiere. Denn eine Anpassung des Wohnungsangebots an neue 
Erwartungen der Mieterschaft, an den steigenden Bedarf an barrierefreien oder barrierear-
men Wohnungen sowie an die Anforderungen des Klimaschutzes ist auch in diesen Regio-
nen notwendig.  
Wenn nicht systematisch gegengesteuert wird, sind hier typische Problemlagen wie wach-
sende Wohnungsleerstände, die zur Abwertung ganzer Quartiere führen können und damit 
zu gravierenden Wertverlusten sowohl bei Mietwohnungsbeständen als auch bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern zu erwarten. Es besteht die Gefahr, dass sich in den Kommunen Seg-
regationsprozesse deutlich beschleunigen. Zudem kann es gerade im ländlichen Raum zu 
erheblichen Versorgungsproblemen für alte Menschen bei sozialen Dienstleistungen bis hin 
zur ambulanten Pflege kommen. 
In diesen Regionen werden gemeinsam mit den Wohnungsmarktakteuren entwickelte, kom-
munale wohnungswirtschaftliche Handlungskonzepte sowie integrierte Quartiersentwick-
lungskonzepte eine immer größere Bedeutung bekommen. Wichtige Ziele sind hier in der 
Regel, die qualitative Aufwertung von Wohnquartieren durch Bestandssanierungsmaßnah-
men im Sinne der o. g. Ziele, aber auch im Sinne einer Verbindung von Ersatzwohnungs-
neubau mit dem Abriss bzw. Rückbau von nicht mehr zukunftsfähigen Wohnungsbeständen 
und die Konzentration des Wohnungsbaus auf den Innenraum zur Stärkung der Dorf- und 
Stadtkerne.  
In wachsenden Wohnungsmarktregionen, in denen Überhänge keine Rolle spielen, stehen 
die Akteure vor der Herausforderung, gleichzeitig mit der auch hier zu realisierenden Anpas-
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sung der Wohnungsbestände an die sich verändernde Nachfrage den teilweise sehr großen 
Bedarf an zusätzlichem Wohnraum zu decken. 
Typische Problemlagen sind in diesen Regionen fehlender Wohnraum für Haushalte mit klei-
nen Einkommen, ein zu geringes Angebot an Baugrundstücken sowie sehr hohe Bauland-
preise. Insbesondere im ländlichen Raum besteht ein Mangel an altengerechtem Wohnraum 
in Verbindung mit wohnungsbezogener Service- bzw. Pflegeinfrastruktur.  
Dem sollten die Akteure begegnen mit einer aktiven Baulandpolitik, die ihr Augenmerk vor 
allem auf die Innenentwicklung legt und damit auf die Aktivierung von Brachen. Gerade in 
diesen Regionen muss die Realisierung neuer sozial gemischter Quartiere, in denen auch 
der geförderte preisgebundene Wohnungsbau seinen Platz hat, sowie eine verstärkte barrie-
rearme energieeffiziente Modernisierung eines auch zukünftig bezahlbaren Bestandsange-
bots forciert werden. In den eher ländlichen Regionen ist die Abkehr von der teilweise immer 
noch sehr einseitig auf Ein- und Zweifamilienhäuser ausgerichteten Planungspolitik alterna-
tivlos. Vor dem Hintergrund der wachsenden Zahl alter Menschen mit der Folge zunehmen-
der Pflegebedürftigkeit sind auch hier entsprechende Stadtquartiere mit der besonderen Un-
terstützung von Projekten in den Bereichen Servicewohnen und betreutes Wohnen von größ-
ter Bedeutung. 
 

Mögliche Wohnungsüberhänge in den Regionen Nordrhein-Westfalens 2030 
(berechnete Wohnungsüberhänge 2030 im Verhältnis zum aktuellen Wohnungsbestand) 

  

 

  


